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An die fadverammlig der Aktionäre der Schweizerischen Nordosthahngesellschaft.

— —r c

Tit.

Der dreiunddreissigste Geschäftsbericht über die Verwaltung unsers Unternehmens, den wir die Ehre haben

Ihnen hiemit vorzulegen, umfasst den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 1885, soweit derselbe nicht schon

im Berichte für 1884 behandelt ist, und schliesst sich auch in der Form dem Letztern an.

I. Verliältniss znm Bunde, zu den Kantonen und Landesgegenden.

Bundesgesetze betreffend das Eisenbahnwesen sind im Berichtjahre nicht erlassen worden.

Schon im vorjährigen Geschäftsberichte wurde des B undesbeschl u s s es betreffend die Eisenbahntarife

vom 19. Dezember 1884 gedacht, sowie der hinsichtlich desselben von den Bahnverwaltungen im März 1885

dem Eisenbahndepartement abgegebenen Erklärungen. Letzteres veranstaltete nun auf 7. September 1885 eine

bezügliche Besprechung mit den Bahnverwaltungen, welche sich im Wesentlichen auf die Erweiterung der nach der

zweiten Stückgutklasse zu tarifirenden Artikel, die aus eigener Initiative der Bahnverwaltungen inzwischen in

Erörterung gezogene Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Betourbillete und die hiefür den Bahnen zu gewährenden

Kompensationen bezog. An dieser Konferenz gelang eine Einigung in folgendem Sinne: 1. Die Bahnverwaltungen

gewähren die zweite Stückgutklasse auch für Wein und Most in Fässern, Käse, Butter, Gemüse, essbare Kastanien,

frische Trauben und gedörrtes Obst. 2. Die Gültigkeitsdauer der Betourbillete wird für Distanzen von mehr als

100 Kilometern allgemein je um einen Tag verlängert, ferner für kürzere Distanzen ebenfalls auf 3 Tage erstreckt,

insofern die Billete an Tagen vor Sonn- und Festtagen gelöst werden. 3. Als Kompensation wird das Departement

dem Bundesrath einerseits die Bewilligung einer Einschreibgebühr von 10 Cts. auf Vieh- und Gepäcksendungen

beantragen, anderseits für die Taxberechnung bei Gepäcksendungen die Fixirung des Minimalgewichts auf 20

Kilogramm und die Aufrundung von 10 zu 10 Kilogramm. Diese Vereinbarung wurde von allen Bahnverwaltungen

genehmigt, unserseits nach eingeholter Zustimmung des Verwaltungsrathes, worauf der schweizerische Bundesrath

seinerseits unterm 20. Oktober den vom Eisenbahndepartement in Aussicht gestellten Beschluss fasste, in der

Meinung, dass die Vereinbarung in allen Theilen auf den 1. Januar 1886 in Wirksamkeit gesetzt werden solle.

Letzeres ist denn auch geschehen, hinsichtlich der Erweiterung der zweiten Stückgutklasse mittelst Ausgabe eines

neuen schweizerischen Ausnahmetarifs No. 9.

Ein anderes Postulat des Bundesbeschlusses : Sorge für bessere Publikation der Tarife,, fand auf Anregung der

Bahnverwaltungen in der Weise seine Erledigung, dass die seither unter den übrigen Inseraten des schweizerischen

Bundesblattes zerstreuten bezüglichen Publikationen in eine besondere, mindestens wöchentlich erscheinende und zu

geringem Preise abonnirbare Beilage des Bundesblattes verwiesen wurden.

à à KmàNà^ à W» à Aàià kàldàMÛM,

"kit.

Der drsiunddrsissigsts Ossobnltsbsriobt über dis Verwaltung unssrs Ontsrnsbwsns, dsn wir dis Kbrs knbsn

Ibnsn liivmit vorzulegen, uwknsst den Zeitraum vow 1. dnnnnr bis 31. Os^swbsr 1885, soweit dsrsslbs niobt sobon

iw Lsriobts liir 1884 bsbnndslt ist, und seblissst sià nuob in der Korw dew Oet^tern nn.

I. Verliältiiiss zum Luiiàe, zu <Iev Xâiltûilvii inul IraiidesAkASiitien.

ôundssgssàs betrsiksnd dns Kisenknbnwesen sind iw Lsrisbhnbrs niobt srlssssn worden.

Lobon iw vorMbrigsn (Zssobnltsbsriobts wurds des Lundssbssoblus sss bstrskksnd dis Kissnbnkn-
tnriks vow 19. Os?swbsr 1884 gsdnobt, sowis dsr binsioktiiob dsssslbsn von dsn Onbnvsrvnltungsn im Dlà 1885

dsw Kissnbnbndspnrtswsnt nbgsgsbsnsn Krblnrungsn. Ost^tsrss vsrnnstnltsts nun nul 7. Lsptswbsr 1885 sins

bs2üglioks Lssxrsobung wit dsn Lnbnvsrwnltungsn, vslobs siob iw ^Vsssntliobsn nuk dis Krvsitsrung dsr nnvb dsr

üwsitsn Ktüobgutklnsss i-u tnritirsndsn Krtiksl, dis nus sigsnsr Initiative dsr Onbnvsrvnltungsn in^wisebsn in Kr-

örtsrung gs^ogsns Vsrlnngsrung dsr Oültigbsitsdnusr dsr Kstourbillsts und dis bislür don Lnbnsn îiu gswnbrsndsn

Kowpsnsntionsn bs^og. Vn disssr Konlsrsn? gslnng sins Kinigung in lolgsndsw Linns: 1. Ois Lnbnvsrwnltungsn

gswnbrsn dis Zweite Ltüobgutblnsss nuob lür >Vein und iilast in Knsssrn, Knss, Luttsr, Oswüss, sssbnrs Knstnnisn,

krisobs Irnubsn und gsdörrtss Obst. 2. Ois Oültigbeitsdnusr dsr Kstourbillsts wird lür Oistnnüsn von wsbr als

19t) Kilometern nllgswsin ^js uw sinsn ?ng vsrlnngsrt, Isrnsr lür bürgere Oistnnxen sbsnknlls nuk 3 Inge srstrsokt,

insolsrn dis Lillsts an Ingsn vor 8onn- und Kssttngsn gslöst werden. 3. Vls Kowxsnsstion wird das Ospnrtswsnt

dsw Oundssrntb sinsrssits dis Lswilligung sinsr Kinsobrsibgsbübr von 19 Ots. nul Visb- und Ospnobssndungsn

bsnntrngsn, nndsrssits lür dis rnxbsrsobnung bsi Osxnoirssndungsn dis Kixirung dss Uiniwnlgswiobts nuk 29 Kilo-

grnww und dis Vulrundung von 19 /u 19 Kilogramm. Oisss Vereinbarung wurds von nllsn Lnbnvorwnltungsn

gsnsbwigt, unssrssits nnob eingsboltsr Zustimmung dss Vsrwnltungsrntbss, wornuk dsr sobwei^erisobe Lundssrntb

suinsrssits untsrw 29. Obtobsr den vow Kissnbnbndkpnrtswsnt in Kussiobt gestellten Lesobluss lnssts, in dsr

Meinung, dnss dis Vereinbarung in nllsn Vlieilen nul dsn 1. dnnunr 1886 in ^Virksnmlmit gesetzt werden solle.

Ketzsrss ist dsnu nuob gesoksbsn, binsiobtliob dsr Krwsitsrung dsr Zweiten Ltüobgutblnsse mittelst Kusgnbs eines

nsusn sobwsi^erisoben Vusnnbwetnriks Ko. 9.

Kin nndsrss Kostulnt dss Lundssbssoblussss : Lorgs lür bssssrs Oublibntion der Onrike^ land nuk Anregung dsr

Lnbnvsrwnltungsn in der ^Vsiss ssins Krlsdigung, dnss dis ssitbsr unter dsn übrigen Inssrntsn des svbvsi^srisobsn

Oundssblnttss ^srstrsutsn be^ügliobsn Oublilrntionsn in sins bssondsrs, windsstsns vöebentliob srsebsinsnds und ?u

gsringsw Krsiss nbonnirbnrs Lsilsgs dss Onndssblnttss vsrvisssn vrurdsn.



Bei der Besprechung vom 7. September machte das Eisenhahndepartement aufmerksam, dass es mit der

damals erzielten Einigung die Angelegenheit noch nicht in ihrem ganzen Umfange als erledigt ansehe, und

gab der Hoffnung Ausdruck, dass die Bahnverwaltungen sich noch zu anderen Zugeständnissen bereit finden lassen

werden. In der That beantragte dasselbe den Bahnverwaltungen schon auf den 19. November eine abermalige

Besprechung, in welcher Taxerleichterungen für baumwollene Garne und Gewebe, Parquetteriewaaren, Heu, Stroh,

Torf und Gerberrinde, ferner die Verkürzung der Lieferfristen besprochen werden sollten. Die Bahnverwaltungen
sahen sich jedoch genöthigt, um eine Verschiebung dieser Besprechung nachzusuchen, um die von ihnen schon

vorher begonnenen Erhebungen über die finanzielle Tragweite der beantragten Taxmassnahmen zu Ende führen,

sowie hinsichtlich der Möglichkeit einer Verkürzung der Lieferfristen vorerst eine nähere Prüfung veranlassen zu

können. In Folge dessen wurde die Besprechung wieder abgesagt und fand innert des Berichtsjahres nicht

mehr statt.

Mit der im letztjährigen Berichte des Verwaltungsrathes erwähnten Klage gegen den Fiskus des Kantons
Zürich betreffend Konversion der Betheiligung des letztern bei der Unternehmung Zürich-Zug-
Luzern, ist die Nordostbahn durch Urtheil des Bundesgerichtes vom 3. Juli 1885 abgewiesen worden, gestützt auf die

Anschauung: die im Vertrage piit dem Kanton Zürich vom 5. Mai 1873 vorgesehene Konversion sei nur für den

Fall vereinbart worden, dass die Linie Thalweil-Zug wirklich gebaut werde. Nachdem wir vorsorglich schon während

dieses Prozesses, nämlich am 15. November 1884, die Betheiligung des Kantons Zürich eventuell zur Rückzahlung auf

den 31. Dezember 1885 gekündigt hatten, diese Kündigung aber von der Regierung als unzulässig bestritten worden

war, sind wir unterm 28. Oktober 1885 mit einer neuen Klage an das Bundesgericht gelangt, die dahin schliesst:

„Das Bundesgericht möge :

„a) den Vertrag zwischen dem Regierungsrath des Kantons Zürich und der Direktion der Schweizerischen

Nordostbahngesellschaft, betreffend die Auslösung des Kantons Zürich von der Betheiligung bei der

Eisenbahnunternehmung Zürich-Zug-Luzern, vom 5. Mai 1873 als unwirksam erklären und der Klägerin
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewähren ;

„b<) unsere vom 15. November 1884 datirte Kündigung der Staatsbetheiligung auf Grundlage des Art. 18 des

Vertrages vom 14. Dezember 1861 zur Rückzahlung auf den 31. Dezember 1885 begründet erklären und

demnach aussprechen: es sei die Nordostbahngesellschaft berechtigt, das im Staatsbesitze befindliche

Obligationenkapital von Fr. 1,675,000 auf den 31. Dezember 1885 in diesem Betrage zurückzubezahlen,

und es bleiben dabei die Ansprüche des Kantons Zürich auf die vertragliche Nachvergütung der zu einer

Durchsehnittsverzinsung von 41/2°/o noch fehlenden Beträge gewahrt."
Diese neue Klage stützt sich darauf, dass der Vertrag vom 5. Mai 1873 beidseitig auf Grund von

unzutreffenden Voraussetzungen abgeschlossen worden und darum reszissibel sei.

Bei Ausarbeitung dieses Berichtes war das Verfahren erst bis zur Duplik durchgeführt.

Die vom Komite für Begründung einer rechtsufrigen Zürichseebahn erhobene Einsprache

gegen Ausrichtung einer Dividende an die Prioritäts-Aktionäre für das Jahr 1883 ist vom Bezirksgerichte Zürich

durch Urtheil vom 25. September 1885 und von der Appellationskammer des Obergerichtes des Kantons Zürich

durch Urtheil vom 26. Dezember 1885 wieder geschützt worden, von beiden Instanzen im Wesentlichen unter

Festhaltung je der Motive, welche sie ihren Urtheilen betreffend die Dividende für 1882 zu Grunde gelegt hatten. Unsere

beim Bundesgerichte eingelegte Berufung blieb ohne Erfolg, indem diese Instanz unterm 10. April d. J. das appellirte

Urtheil bestätigte, wobei sie sich den Rechtsausführungen der Appellationskammer im Grossen und Ganzen anschloss.

Lei 6kl Lsspreckung vow 7. Leptsmber maobte das Kisenbabodepartement aukmsrksam, dass es wit der

damals spielten Kinigung die Vugelsgenbeit nock nickt in ibrem ganzen Dmkange sis erledigt ansebe, und

gab dor Nokknung Vusdruek, dass die Dabnvsrwaltungsn sick nock ^u anderen Zugeständnissen bereit Lnden lassen

werden. In der Iliat beantragte dasselbe àsn lZaknverwaltungen sckon auk àen 19, November eins abermalige Ils-

sprsckung, in welober Laxerleicktorungen à baumwollene Oarns und Oewebs, Kar<zusttsriswaarvn, lieu, Ztrob,

Bork und Oerberrinds, kerner dis Verkürzung der Diekerkristsn besproeben werden sollten. Dig Dabnverwaltungen

saben sick ^sàock genvtbigt, nw oins Versebisbung dieser Lsstreckung naob?:u8ucken, nw die von ilwen solion

vorbsr begonnenen Krbebungon über àio ûnaickello lkragweits der beantragten lkaxmassnabmen ^u Kndo kübron,

sowie binsicktlieb der Nögliobksit einer Verkürzung der Diekerkristen vorerst eins näboro Krütüng veranlassen ?u

können. In Kolge dessen wurde die lZespreckullg wieder abgesagt und kand innert des Doriebts^abros nickt

mebr statt.

Nit der iin let^tMbrigsn ksrickts des Vsrwaltungsratbss erwäbntsn Klage gegen den Kiskus dos Kantons
juried betrskkend Konversion der Letbeiligung des làtern bei der Dntsrnebmung ^ürieb-^ug-
Küfern, ist die Nordostbabn durck Drtbeil des Lundssgericktes vow 3. duli 1885 abgewiesen worden, gestützt auk die

Vnsobauung: die iin Vertrage xnit dem Kanton ?lürick vow 5. Nai 1373 vorgegebene Konversion sei nur kür den

Kali vereinbart worden, dass die Innig Dbalwsil-2ug wirblieb gebaut werde. Naebdsm wir vorsorglioli sobon wäbrend

dieses Kro^ssses, näwliob aw 15. November 1834, die Letbeiligung des Kantons Mrick eventuell ^ur Lüvk^ablung auk

den 31. December 1885 gekündigt batten, diese Kündigung aber von der Legierung als unzulässig bostritten worden

war, sind wir unterm 23. Oktober 1385 mit einer neuen Klage an das Lundesgerickt gelangt, die dabin sckliesst:

„Das Lundesgerickt wöge:

„«) den Vertrag nwisoben dew Legisrungsratb des Kantons Mrick und der Direktion der Lckwsineriscksn

Nordostbabngesellsckakt, betretkend die Auslösung des Kantons Aürieb von der Letbeiligung bei der Lisen-

babnunternsbwung ^ürick-^ug-Lu^srn, vom 5. Nai 1873 als unwirksam erklären und der Klägerin wieder-

einsàung in den vorigen Ltand gewäbrsn;

unsers vom 15. November 1884 datirts Kündigung der Ltaatsbetbsiligung ant Orundlags des Vrt. 18 des

Vertrages vom 14. December 1861 ?ur Lûàablung auk den 31. December 1385 begründet erklären und

demnack ausstrecken: es sei die Nordostbabngesellsckakt bereobtigt, das im Ltaatsbssitüs bsbndliebs

Obligationenkaxital von Kr. 1,675,069 auk den 31. December 1885 in diesem Betrags 2urüok?ubo2ablen,

und es bleiben dabei die Vnsxrücke des Kantons ^ürick auk die vertraglicks Nackvergütung der su einer

Durcksobnittsvsr^insung von 4^/2 ^/v nock keblondsu Lsträge gewabrt."
Diese neue Klage stiàt sieb darauk, dass der Vertrag vom 5. Nai 1873 beidseitig auk (Zrund von un?u-

trstksnden Voraussetzungen abgeseblosssn worden und darum resznssibel sei.

Lei Verarbeitung dieses Deriobtes war das Verkabrsn erst bis ?ur Duplik durobgekübrt.

Die vom Kowite kür Begründung einer reobtsukrigsn ^üriobsssbabn erbobsns Kinspraobs

gegen Vusricktung einer Dividende an die Lrioritäts-Vktionäre kür das dabr 1883 ist vom Lsziirksgeriebte ^üriob
durob Drtbsil vom 25. Leptembsr 1885 und von der V^pellationskammer des Obergsriebtes des Kantons Abrieb

durck Drtbeil vom 26. December 1885 wieder gssobükt worden, von beiden Instanzen im IVesentlicksn unter Ksst-

baltuug ^'o der Notive, wslobs sie ibren Drtbeilsn betretkend die Dividende kür 1882 ?u Orunds gelegt batten. Unsers

beim Lundesgerickts eingelegte öerukung blieb obne Krkolg, indem diese Instanz unterm 1(1. Vzzril d. I. das aMsllirts
Drtbsil bestätigte, wobei sie sieb den Ksobtsauskübrungsn der VMellationskammer im Orosssn und Danken ansckloss.
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Dagegen sind wir in der angenehmen Lage, Ihnen einen für die Nordostbahn befriedigenden Ausgang des

vom gleichen Komite gegen die Ausrichtung einer Dividende für das Jahr 1884 angestrengten Prozesses melden zu

können. Auch in diesem Prozesse hat die erste Instanz mittelst Urtheils vom 4. November 1885 die Klage geschützt.

Die Appellationskammer des Obergerichtes dagegen hat dieselbe durch Urtheil vom 26. Dezember 1885 verworfen,

davon ausgehend, dass gemäss den frühern Kechtsausführungen dieser Instanz die Nordostbahn an der Ausrichtung
der dekretirten Dividende nicht verhindert werden könne, sobald als feststehend angenommen werden müsse, es habe

das Unternehmen einen entsprechenden Reinertrag abgeworfen; dass diese Voraussetzung nun aber für das Jahr 1884

gemäss der vom schweizerischen Bundesrathe genehmigten Bilanz zutreffe. Dieser Entscheid wurde vom Bundesgerichte

auf die von der Gegenpartei eingelegte Berufung durch Urtheil vom 10. April d. J. bestätigt. Hiebei konstatirte das

Bundesgericht, dass das Bundesgesetz über das Rechnungswesen der Eisenbahngesellschaften vom 21. Dezember 1883

nicht hlos administrativrechtlicher, sondern auch civilrechtlicher Natur sei, und dass der Amortisationsplan für die

abzuschreibenden Aktivposten, wie solcher vom schweizerischen Bundesrathe festgestellt worden, von den Gläubigern

nicht mehr angefochten werden könne.

Ungeachtet dieses Urtheiles hat die Ausrichtung der Dividende für das Jahr 1884 noch nicht bewerkstelligt werden

können, weil unmittelbar nach Erlass des zweitinstanzlichen Urtheiles vom Verwaltungsrathe der Eisenbahngesellschaft

Etzweilen-Schaffhausen eine gleiche Einspruchsklage mit Bezug auf alle seit 1880 beschlossenen Dividenden

erhoben worden ist, die z. Z. noch der erstinstanzlichen Erledigung entgegensieht.

Durch Beschluss des schweizerischen Bundesrathes sind wir trotz nachdrücklichster Einsprache verhalten worden,

vom 1. April 1884 ab einem Vormittags - Schnellzuge St. Margarethen-St. Gallen-Winterthur
Portsetzung nach Zürich zu geben und ebenso am Abend eine Schnellzugsverbindung in umgekehrter Richtung
herzustellen. Da es ohne schwere Schädigung der Interessen der von unsern Linien bedienten Landesgegenden nicht

möglich gewesen wäre, dieser Auflage anders als durch separate Führung dieses Schnellzuges gerecht zu werden,

so blieb uns keine andere "Wahl, als uns für diese zu entscheiden. Unsere Unternehmung kam damit in den Fall,
auf der Strecke "Winterthur-Zürich drei Schnellzüge in kurzen Intervallen sich folgen zu lassen. Wir konnten die

Verfügung des Bundesrathes nicht als sachlich gerechtfertigt anerkennen, weil der Zweck dieses Schnellzuges durch

eine etwas modifizirte Zugslage auf dem Netze der Vereinigten Schweizerbahnen und durch den dadurch ermöglichten

Anschluss an unsere schon bestehenden Schnellzüge ganz wohl hätte erreicht werden können; zum allermindesten

mussten wir die der Nordostbahn zugemuthete Leistung als, eine solche ansehen, welche ihr gemäss Art. 33 des

Bundesgesetzes über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen einen Anspruch auf billige Entschädigung gibt.
' Da der

Bundesrath die Bezahlung irgend welcher Vergütung ablehnte, haben wir unsere bezügliche Forderung im

Berichtsjahre beim Bundesgerichte eingeklagt. Der Prozess ist erst bis zur Duplik durchgeführt. Im Verlaufe

desselben hat sich herausgestellt, dass der Bundesrath sich von der Regierung des Kantons St. Gallen, auf deren

andauerndes Drängen der von uns angefochtene Beschluss gefasst worden war, für alle Folgen des letztern einen

Revers hat ausstellen lassen In Folge dessen nimmt nun auch der Kanton St. Gallen als Litisdenunciat des Bundes

am Prozesse Theil. Wir fügen noch bei, dass die separate Führung des Schnellzuges auf der Strecke Winterthur-

Zürich nur bis zum Beginne des Sommerfahrplanes 1884 gedauert hat ; von da an wurde der Anschluss an unsere

etwas modifizirten Züge 4 und 13 bewerkstelligt.

Im letzten Berichte haben wir der Vorlagen erwähnt, welche der Bundesrath mit Rücksicht auf den ihm

nach Ahlauf des Jahres 1885 in der Moratoriumsangelegenheit zukommenden Entscheid von uns verlangt

— 5 —

Dagegen sind wir in à' angsnokmen Dago, Iknon sinen kür die Lordostbakn bskriedigendon ^usgsng des

vom gloickon Lomito gegen à Vusricktung einer Dividends kür das dakr 1834 angestrengton Bro?ossss melden ?u

können. Wuck in diosom l'ro?osso kat àiv srsto Instan? mittelst Drtksils vom 4. klovombor 1885 die Liage goscküt?t.

Ois WppsIIationskammer des Dborgsricktos dagogen kat dieselbe durck Drtkoil vom 26. December 1885 vorworken,

davon ausgebend, dass gemäss äsn krükern Rocktsauskllkrungon dieser Instan? dio Lordostbakn un der Vusricktung
dor dokrotirton Dividende niât verkindort werden könne, sobald aïs koststskend angenommen worden müsse, os bade

das Dntornekmen sinon ontsprocksnden Reinertrag abgeworfen; dass diese Voraussetzung nun aber kür das dakr 1884

gemäss dor vom sckwàoriscken Lundesratko gsnskmigten Bilan? ?utreklo. Oissor Lntsckoid wurde vom Lundesgsrickte

auk dis von dor Dogonpartsi eingelegte Berufung durck Drtkoil vom 16. Vpril à. d. bestätigt. Bioboi konstatirte das

Lundssgsrickt, dass «las Bundosgoset? über das Rocknungsweson der Bisenbakngosollsckaktsn vom 21. De?smbor 1383

niât blos administrativrocktkckor, sondern auck civilroclrtlicksr Lstur soi, und dass dor Wmvrtisationsplan kür dis

ab?usckrsibondon Aktivposten, vis solcksr vom sckwsi?erisckon Bundosratks festgestellt worden, von don Hläubigern

nickt mskr angelockten werden könne.

Dngoacktst diosos Ilrtkoilos kat dio àsricktung dor Dividends kür das dakr 1884 nock nickt bewerkstelligt worden

können, weil unmittelbar nack Lrlass des ?woitill8tan?lickon D^rtkoilos vom Vorwaltungsratks der Lissnbakngesellsckakt

Lt?woilon-8ckakkkauson sins gloiclio Linsprucksklags mit Lo?ug auk alle seit 1886 kescklossonen Dividenden

srkobsn worden ist, die 2. nock dor srstinstan?1icksn Lrledigung ontgsgsnsiskt.

Durck Losckluss dos sckwoi?orisckon Bundosratkss sind wir trot? nackdrücklickstor Linspracks vorkalton worden,

vom 1. Vpril 1884 ab oinsm Vormittags -8cknell?ugo 8 t. N a r g a r o t k o n - 8 t. Hallon-liVintertkur
Dortsot?ung nack ^ürick ?u geben und ebenso am ^.bond oins 8cknoll?ugsvorkindung in umgokekrter Ricktung kor-

?ustollon. Da ss okno sckwors 8ckädigung dor Intsrosson dor von unssrn Dinion bedienten Dandosgegendon nickt

möglick gewesen wars, dieser Anklage anders als durck separate Lükrung dissss 8cknsll?ngo8 gerockt ?n worden,

so Idiok uns keino anders IVakl, als uns kür diese ?u ontscksidon. Dnsoro Dutornskmung kam damit in den lkall,

aus der Ltrocke Villtortknr-îiûrick drsi 8cknsll?ügs in knr/on Intervallen sicli kolgen ?n lassen. Wir konnten die

Verfügung dos Lundssratkos nickt als sacklick gerscktkertigt anerkennen, woll der ?wock dissos 8cknoll?ngos durck

oino otwas modill?irto ^ugslago auk dem üst/o dor Vereinigton 8ckwei?orkalmon und durek den dadurclr srmöglickten

^nscklnss an unsere sckon bsstoksndsn 8cknoll?ügs gan? wokl kätts orroickt worden können; ?um allermindosten

mussten wir die der Hordostkakn /ugemutkots Doistung als. oino solcko ansekon, wolcks ikr gemäss Wrt. 33 dos

Lundo8gssot?s8 üksr den Lau und Betrieb der klisenkaknen einen ^nspruck auk billige Bntsckädigung gibt. Da der

Bundosratk die Betaklung irgend wolckor Vergütung abloknts, kabon wir unsers be?üglicke Forderung im Le-

rickts^jakro beim Lundosgorickts eingeklagt. Der Lro?ess ist erst bis ?ur Duxlik durckgskükrt. Im Vorlauke des-

selben kat sick kerausgostellt, dass der Lundosratk sick von der Legierung des Lantons 8t. Dallsn, auk deren

andauerndes Drängen der von uns angelockten« Lesckluss gskasst worden war, kür alle lkolgon des Ist?tsrn einen

Rovers kat ausstellen lassen! In Lolgo dessen nimmt nun auek dor Lanton 8t. Hallen als Litisdonunciat dos Bundes

am Bro?sssö I'keil. 'Wir kllgon nock bei, dass die soxarato Bükrung des 8cknoll?ugos auk der 8trocke Wintortkur-

Mrick nur bis ?um Beginne dos 8ommsrkakrxlanos 1884 gedauert kat; von da an wurde der Wnsckluss an unsere

etwas modili?irtsn ^ügs 4 und 13 bewerkstelligt.

Im làtsn Berickto kabon wir der Vorlagen srwäknt, woleks der Lundosratk mit Bücksickt auk den ikm

nack ^.blauk des dakros 1885 in der Vloratoriumsangologenksit Zukommenden Bntscksid von uns verlangt
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hat. Diese Vorlagen, die sehr eingehende Erhebungen und sorgfältige Berechnungen erheischten, konnten von uns

innert der anberaumten Frist, d. h. bis Ende September 1885 nicht vollständig eingeliefert werden, sondern zum

Theil erst gegen Ende November 1885. — Zur Prüfung derselben hat der Bundesrath eine Kommission von

drei Sachverständigen ernannt, welche ihren Bericht in der ersten Hälfte des Monats Mai 1. J. erstattet haben dürfte.

Mit den Vertretern der Moratoriumslinien haben inzwischen keine weitern Verhandlungen stattgefunden, da wir

glaubten, vorerst gewärtigen zu sollen, zu welchen Verfügungen der Bundesrath sich veranlasst sehen werde.

Vorläufig hat derselbe auf eine bezügliche Anfrage des Regierungsrathes des Kantons Aargau durch Beschluss vom

26. Dezember 1885 sich dahin ausgesprochen, dass die für die Moratoriumslinien durch den Bundesbeschluss vom

14. Februar 1878 festgesetzten Fristen bis zu dem Zeitpunkte laufen, in welchem die Bundesbehörden diese Fristen

neu angesetzt haben werden.

II. Verhältnisse zu andern Transportanstalten.

Der Konferenz schweizerischer Eisenbahnen trat im Laufe des Berichtsjahres auch die Aargauisch-

Luzernische Seethalbahn bei.

Fragen des Güterverkehrs von grösserer Wichtigkeit hatte dieselbe nicht zu behandeln.

Von den Verhandlungen der Konferenz über Angelegenheiten des Personen-, Gepäck- und Viehverkehrs
verdient eine neue Vereinbarung mit der schweizerischen Postverwaltung Erwähnung, derzufolge die Entschädigung der

Bahnverwaltungen für den Transport der Fahrpoststücke über 5 Kilogramm Gewicht, anstatt im Wege der

Ausrichtung einer Aversalsumme fortan, zunächst für die Jahre 1885—1887, wieder auf Grund der effektiven

Transportquantitäten und einer Taxe von 2*/2 Cts. für 100 Kilogramm und Kilometer der halben Gepäcktaxe) erfolgen

wird. — Ferner hat die Konferenz — in Ausführung des auf Seite 3 erwähnten Übereinkommens mit dem

Eisenbahndepartement — die Vereinbarung über die Organisation des direkten Verkehrs hinsichtlich der Bestimmungen über

die Gültigkeitsdauer der Billete und die Bestimmungen über das Minimalgewicht und Gewichtsabrundung für

Gepäcktransporte geändert, ist aber hiebei dazu gelangt, von der eingeräumten Befugniss zur Berechnung eines Minimalgewichts

von 20 Kilogramm vorläufig keinen Gebrauch zu machen, sondern einstweilen die Taxen nur für 10

Kilogramm in minimo erheben zu lassen.

Mit Betriebsfragen hatte sich die schweizerische Eisenbahnkonferenz im Berichtsjahr in vermehrtem

Masse zu befassen. Von den wichtigern sind folgende zu erwähnen:

1. Einführung kontinuirlicher Bremsen. Auf dem Netz der Nordostbahn wurden mit der

Luftdruckbremse System Wenger Versuche in grösserm Masstabe vorgenommen; zu einem Abschluss werden

dieselben erst im laufenden Jahr gelangen.

2. Reglement für Militärtransporte auf Eisenbahnen. Nachdem der Eisenbahnkonferenz

Gelegenheit gegeben worden war, ihre Wünsche bezüglich des Entwurfs zu diesem Reglement auszusprechen, ist

dasselbe vom schweizerischen Bundesrath am 3. November 1885 definitiv festgestellt und vom 1. Januar 1886 an in

Kraft gesetzt worden.
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dat. Oisss Vorluden, dis ssdr sinAsdsnds IZrdsdunAsn und sorAküItiZs LsrsodnunAsn srdsisodtsn, donntsn von uns

innert der underuumtsn dVist, à. d. dis Ends Lsxtsmbsr 1885 niodt vollstündiZ sinAsdsksrt vvsrdsn, sondern 2um

Ldsil erst ASAên IZnds IMvsmdsr 1885. — /ur l'rükunA dsrssidsn dut dsr Lundssrutd oins Commission von

drei LusdvsrstündiZsn srnunnt, vvslede idrsn Lsriodt in dsr srstsn Hülkts dss Nonuts Nui I. d. orstuttot dudsn dürkts.

Nit dsn Vsrtrstsrn dsr Norutoriumslinisn dudsn in^wisodsn dsins wsitsrn VsrdundlunAsn stàttZskundsn, du wir

Alundtsn, vorerst AöwürtiZsn 2U sollen, 2N wslodsn VsrkÜAUNASn dsr kuvdssrutd sied vsrunlusst sedsn wsrds.

VorlsukîA dut dsrsslbs uuk oins bs?ÜAliods Vnkru^s dss RsAisrunAsrutdss dss Luntons ^ur^uu dured Lssodluss vorn

26. Os^smdsr 1885 sied dudin uus^ssproodsn, duss dis kür dis Norutoriumslinisn durod dsn Lundssdsssdluss vom

14. Iksdruur 1878 ksstAssàtsn ?ristsn dis Tu dsm Zeitpunkts luuksn, in wslodsm dis Lundssdsdördsn disss Ikristsn

neu unAssskt dudsn werden.

II. Vkrlìîilwi88« /ii îmà'ii IrÂii8xort»ii8tàii.

Dsr Llonkersnîi ssdwsi^srisodsrdlissndudnsn trat im Kuuks dss Lsrivdtsiudrss uued dis VurAuuisod-

Imsisrnisods Lsstdsldudn bsi.

IkruASN à Oütervsrksdrs von Arösssrsr 'ViodtiAksit dutts dissslds niedt 2u bsdundeln.

Von den Verdundl un^sn dor üonksrsn^ üdsr VnAslsASndsitsn des l's r s o u s n -, K s püo k - und Visdvsrkskrs
verdient sins nous VsrsindurunZ mit dsr sodwsi^srisedsn ?ostvsrwultunA lZrwüdnunA, dsr^ukol^s dis LntsedüdiAunA der

LudnvsrwultunAsn Mr dsn ?runsport dsr Ikudrpoststüoks üdsr 5 XiloZrumm dswisdt, unstutt im IVsAS dsr Vus-

riodtunZ sinsr Vvsrsulsumms kortun, ^unüedst kür à dudrs 1885—1887, wisdsr uuk drund dsr skksktivsn Irunsport-

c^uuntitütsn und siner ?uxs von 2^/2 Lts. kür 196 Kilogramm und Lilomstsr (— dsr duldsn dspüoktuxv) srkol^sn

wird. — lksrnsr dut dis ILonksrsn^ — in VusküdrunZ dss uuk Kelts 3 srvvüdnton Üdoroindommons mit dem Wssndudn-

äspurtomönt — dis VsrsindurunA üdsr dis OrZunisstion dss dirsdtsu Vsrdslirs dinsiedtlivd dsr IlsstimmunAsn üdsr

dis tZnitiAdsitsduusr der Lillsts und dis IZsstimmunAsn üdsr dus ZdinimslAsvviodt und KswisdisudrundunA kür dspüsd-

trunsports Asündsrt, ist udsr disdsi dunu AsiunZt, von dsr sinAsrüumtsn LskuAniss xur LsrssdnunK sinss Mnimul-

Asvviodts von 29 XiloArumm vorlüuÜA dsinsn dsdruuod 2u musdsn, sondsrn sinst^vsilsn dis ?uxsn nur kür 19 Ivilo-

^rumm in minimo srdsbsn 2u lusssn.

N!t LstrisdskruAsn dutts sied dis ssd^vsi^sriseds düssndudndonksrsn^ im LsrisdtsMdr in vsrmsdrtsm

Nusss ?u bskusssn. Von dsn vivdtiAsrn sind kolAönds 2u srvüdnsn:

1. dünküdrunA dontinuirliodsr IZrsmssn. àk dsm Nà dsr Nordostdudn vurdsn mit dsr

Imktdruckdrsmss K^stsm ^VsnZsr Vsrsuods in Arösssrm ^lusstuds vorASnommsn; 2n sinsm Vdsodluss ^vsrdsn dis-

ssldsn erst im Isnksndsn dudr AsIunAsn.

2. ktsAismsnt kürNi1itürtrunsi>ortö uukdüsöndudnsn. I7uoddsm dsr Lisondudndonksren?

(üslsgsndsit ASAsbsn vordsn wur, idrs V^ünssds dsiiüglied dss Lntvurks 2u disssm RsAlsmsnt uus^usprsodsn, ist

àssslds vom sodwöilssrisodsn Lundssrutd um 3. Uovsmdsr 1885 dsLnitiv ksstZöstsilt und vom 1. dunuur 1886 un in

Xrukt Assst^t worden.
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